
 
STANDPUNKT 

FÜNF JAHRE NACH PARIS IST 
NOCH VIEL ZU TUN 
Beim Klima-Ambitions-Gipfel muss Deutschland mehr 

Engagement für den Klimaschutz zeigen

Am 12. Dezember wird es anlässlich des 5. Jahres-

tags des Pariser Klima-Abkommens einen Sonderkli-

magipfel geben: den Climate Ambition Summit. 

Die 188 Vertragsstaaten des Paris-Abkommens wur-

den aufgefordert, bei diesem Gipfel ihre Anteile für 

die internationale Klimafinanzierung zu erhöhen, 

ehrgeizige Anpassungspläne auszuarbeiten und am-

bitioniertere Klimapläne (Nationally Determined 

Contributions, NDCs) und Langfriststrategien zur Re-

duzierung ihrer Netto-Treibhausgase vorzustellen. 

Die Klimakrise macht auch zu Pandemiezeiten kei-

nen Halt. Gerade jetzt gilt es, die richtigen Weichen 

für die Zukunft zu stellen, vor allem für die Länder, 

die am stärksten vom Klimawandel betroffen sind 

und gleichzeitig am meisten mit den ökonomischen 

Folgen der Covid-19-Pandemie zu kämpfen haben. 

Deutschland sollte die Gelegenheit dieses Gipfels 

wahrnehmen, um seine Vorreiterrolle in der globa-

len Klimazusammenarbeit zu verstetigen.  

Deutschland braucht ein    
ambitionierteres Klimafinanzierungsziel  

Um ein deutliches Zeichen für den Klimaschutz zu 

setzen und Länder des globalen Südens in der Be-

wältigung der Klimakrise zu unterstützen, sollte 

Deutschland mehr Mittel zur Verfügung stellen. Von 

2014 bis 2020 hat Deutschland seinen Beitrag zur 

Klimafinanzierung verdoppelt. Die Bundesregierung 

sollte mit gutem Beispiel vorangehen und ihre Am-

bitionen für den Klimaschutz durch eine weitere 

Verdopplung der Klimafinanzierung auf acht Milliar-

den Euro aus Haushaltsmitteln im Jahr 2025 bewei-

sen. Dies wäre auch ein wichtiges Zeichen, um 

andere Staaten zur Erhöhung ihrer Ausgaben zu er-

mutigen und um Vertrauen und Kooperation in der 

Klimadiplomatie zu stärken. 

Mehr Unterstützung für den globalen  
Süden bei der Anpassung  

Mit steigenden Auswirkungen des Klimawandels be-

nötigen besonders die Verletzlichsten Unterstüt-

zung. 2018 lag der Anteil der Ausgaben für Anpas-

sungsmaßnahmen der deutschen Klimafinanzierung 

bei unter 30 Prozent. Dieser sollte auf 50 Prozent 

erhöht werden. Damit sollten insbesondere klima-

politische progressive und gleichzeitig vom Klima-

wandel besonders betroffene Ländergruppen wie 

das Climate Vulnerable Forum, die kleinen Inselstaa-

ten und die ärmsten Länder des globalen Südens 

(LDCs) bei ihren ambitionierten Anpassungsstrate-

gien unterstützt werden. Hierzu sollte der UN-An-

passungsfonds verlässliche, ausreichende und län-

gerfristige Finanzzusagen von Deutschland erhalten. 

Angesichts der wachsenden Klimaschäden in Län-

dern des globalen Südens, die im Paris-Abkommen 

gesondert aufgeführt werden, sollte sich die Bun-

desregierung zudem für angemessene und zusätzli-

che Mittel zum Umgang mit eingetretenen Schäden 

und langfristigen Verlusten einsetzen, die durch 

präventive Anpassung nicht verhindert werden kön-

nen. Dabei sollten besonders die vulnerabelsten Be-

völkerungsgruppen unterstützt werden. 

Verschärfung der deutschen und  
europäischen Klimapläne 

Im Jahr 2015 wurde beschlossen, dass alle Staaten 

unter dem Pariser Klima-Abkommen ihre 
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bestehenden NDCs für 2030 nachschärfen sollen. 

Schon damals stand fest: die Beiträge der Vertrags-

staaten reichen nicht aus, um die Paris-Ziele zu er-

reichen und die Erderhitzung auf möglichst 1,5 Grad 

zu begrenzen.  

Im Rahmen der derzeitigen EU-Präsidentschaft 

muss sich Deutschland dafür einsetzen, dass der Kli-

maplan der EU fristgerecht zum 31. Dezember 2020 

ambitionierte Ziele für 2030 vorlegt: Treibhaus-

gasemissionen müssen möglichst um 65 Prozent ge-

senkt werden, mindestens aber um 60 Prozent, wie 

vom EU-Parlament im Oktober 2020 abgestimmt.  

Deutschlands Klimaplan beinhaltet nur eine Treib-

hausgasreduktion von 55 Prozent bis 2030. 

Deutschland braucht ehrgeizigere Maßnahmen wie 

den Kohleausstieg bis 2030 und den weiteren Aus-

bau erneuerbarer Energien, die 2030 mindestens 75 

Prozent des Stroms ausmachen sollten.  

Um eine Trendwende der globalen Emissionen zu 

erreichen, sollten Deutschland und Europa ehrgeizi-

gere Klima-Partnerschaften zum Beispiel mit Indien, 

Südafrika oder Indonesien eingehen.  

Umsetzung ehrgeiziger 
Klima-Langfriststrategien 

Die Regierungen der Vertragsstaaten sind laut Paris-

Abkommen zum Einreichen von konkreten Lang-

friststrategien aufgefordert, um ihren Beitrag zur 

Bekämpfung des Klimawandels in nationalen Geset-

zen und bindenden Programmen festzuschreiben. 

Deutschland hatte bereits 2016 den „Klimaschutz-  

 

plan 2050“ als Langfriststrategie an das Sekretariat 

der Klimarahmenkonvention (UNFCCC) übermittelt, 

allerdings noch ohne das offizielle Ziel der Klima-

neutralität. Mittlerweile haben einige Staaten die 

Netto-Null-Ziele in ihre Gesetze aufgenommen. 

Auch die Europäische Union machte Ende 2019 mit 

ihrem Beschluss zur Treibhausgasneutralität bis 

2050 diesen entscheidenden Schritt. 

Die deutsche Klima-Langfriststrategie sollte am Eu-

ropean Green Deal ausgerichtet sein, das heißt Le-

bens- und Wirtschaftsmodelle entwickeln, die mit 

Klima, Biodiversität, Menschenrechten, globaler Ge-

rechtigkeit und Kreislaufwirtschaft in Einklang sind. 

Ausblick auf 2021 

Durch stärkere Ambitionen bei den NDCs und den 

Langfriststrategien, die durch konkrete Maßnahmen 

umgesetzt werden müssen, wird der Klimawandel 

gemindert. Mit Anpassungsplänen sowie durch aus-

reichende internationale Klimafinanzierung können 

die Länder des globalen Südens sich besser gegen 

die Folgen des Klimawandels schützen.  

Der Climate Ambition Summit ist nicht nur eine Be-

standsaufnahme der internationalen Klimapolitik, 

sondern bestenfalls auch ein Signal für eine nach-

haltige und widerstandsfähige Bewältigung der Fol-

gen der Corona-Krise, ein erneuertes globales Be-

kenntnis zur Klimadiplomatie im Rahmen der Ziele 

der Agenda 2030 und ein Sprungbrett für ein größe-

res internationales Engagement für den Klimaschutz 

und den Umgang mit Klimafolgen im Jahr 2021. 
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